Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. innere Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Bürger und Staat gegen Verbrechen und verfassungsfeindliche 
Bestrebungen zu schützen, betrachtet der Deutsche Bundestag 
als eine seiner vornehmsten Aufgaben. Er ist sich der Tatsache 
bewußt, daß diese Aufgabe nicht allein der Justiz und den 
Sicherheitsbehörden obliegt, sondern alle angeht. Der Deutsche 
Bundestag fordert daher die Beachtung folgender Grundsätze: 

1. Der demokratische und soziale Rechtsstaat gewährleistet 
die Ordnung menschlichen Zusammenlebens aufgrund des 
Rechts und durch das Recht. Dadurch bewirkt er Frieden, 
nicht einen Frieden der Gewalt, sondern einen Frieden des 
Rechts, den Frieden freier Menschen also. In diesem Sinne 
bekennt sich der Deutsche Bundestag ausdrücklich zu Recht 
und Ordnung als unentbehrliche Grundlagen friedlichen 
Zusammenlebens. Er fordert die zuständigen Behörden auf, 
ein Höchstmaß an Liberalität gegenüber denjenigen, die 
unsere freiheitliche Ordnung anerkennen, zu verbinden mit 
der entschlossenen Abwehr derjenigen, die sie zerstören 
wollen. 

2. Der Rechtsstaat muß das Recht durchsetzen gegenüber 
jedermann nach gleichen Grundsätzen. Das Monopol der 
legitimen Gewaltanwendung kann er mit niemandem teilen. 
Unsere Verfassung ermöglicht es, neue politische Ziele mit 
neuen Mehrheiten zu verwirklichen und die Regierenden 
mit dem Stimmzettel abzulösen. In dieser freiheitlichen 
Ordnung gibt es keine Rechtfertigung für Gewalt. Wer sei- 
nen politischen Willen anderen aufzuzwingen versucht, ist 
kein Freischärler, sondern ein Krimineller, den die Strafe 
des Gesetzes treffen muß. 

3. Die Verfassung ist die Grundlage der staatlichen Rechts- 
ordnung. An sie ist auch die Gesetzgebung gebunden. Sie 
verbindlich auszulegen, ist allein Sache des Bundesverfas- 
sungsgerichts. Dieses unter politischen Druck setzen zu 
wollen, kann unter keinem Gesichtspunkt gebilligt werden. 

4. Justiz und Polizei dienen der Rechts- und Friedensgemein- 
schaft des deutschen Volkes. Der Deutsche Bundestag for- 
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dert alle zuständigen Stellen des Staates und alle Bürger 
auf, Justiz und Polizei allzeit den Rückhalt zu gewähren, 
den sie zur Erfüllung ihrer schweren Aufgabe benötigen. 

5. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) den Deutschen Bundestag regelmäßig, frühzeitig, umfas- 
send und ungeschminkt über alle wichtigen Angelegen- 
heiten der inneren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere über die Entwicklung von 
Kriminalität, von Gewalttätigkeit und Terrorismus so- 
wie von verfassungsfeindlichen Bestrebungen und die 
dagegen ergriffenen oder vorgesehenen Maßnahmen zu 
unterrichten; 

b) dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages viertel- 
jährlich einen, in der Regel mündlichen, Bericht über 
die Tätigkeit der wichtigsten Einrichtungen des Bundes 
zum Schutz der inneren Sicherheit, der Nachrichten- 
dienste und des Bundeskriminalamtes und ihre Zusam- 
menarbeit mit den Ländern zu erstatten. 

6. Bei der Einstellung in den öffentlichen Dienst darf nicht 
zwischen Anhängern von Regierungs- und Oppositions- 
parteien, es muß aber zwischen Anhängern und Gegnern 
unseres freiheitlichen demokratischen und sozialen Rechts- 
staates unterschieden werden. Wer diesen Staat und die 
Grundprinzipien seiner Verfassung bekämpft, ist ungeeig- 
net, in seinen Dienst zu treten. Die Zugehörigkeit zu einer 
Partei, die unsere freiheitliche Ordnung ablehnt, begründet 
die Vermutung, daß das auch für die Mitglieder dieser Par- 
tei zutrifft und diese daher für den Staatsdienst ungeeignet 
sind. 

7. Die freie Advokatur ist eine Errungenschaft des Rechts- 
staates, die zu verteidigen ist. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, mit den Vertretern der Anwaltschaft das 
anwaltschaftliche Standesrecht zu überprüfen, ob es ge- 
eignet und ausreichend ist, den gegen die Existenz des 
Rechtsstaates gerichteten Mißbrauch der Anwaltsrechte 
durch Einzelne zu verhindern. 

8. Die Freiheit von Presse, Rundfunk und Fernsehen gehört 
zu den Grundpfeilern unserer freiheitlichen Demokratie. 
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher 
auf, im Bereich der Presse die notwendige Vielfalt zu er- 
halten und die Regierungsunabhängigkeit der Medien unter 
allen Umständen zu sichern. 

Jeder in Presse, Rundfunk und Fernsehen Tätige sollte sich 
der Tatsache bewußt sein, daß er mit unserer freiheitlichen 
Ordnung zugleich die Freiheit der Medien und damit seine 
eigene Arbeitsgrundlage als freier Journalist verteidigt 
oder gefährdet. 

Aus der Monopolstellung von Rundfunk und Fernsehen 
und ihrer außerordentlichen Breitenwirkung ergeben sich 
besondere Verpflichtungen nicht nur hinsichtlich der Aus- 
gewogenheit des Programms, sondern mehr noch zur Unter- 
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Bindung jeden Versuchs, verfassungsfeindlichen Tendenzen 
offen oder unterschwellig Vorschub zu leisten. 

9. Unterricht und Lehre an den Schulen, Hochschulen und 
Volkshochschulen müssen den Normen und Zielsetzungen 
der Verfassung entsprechen. Der politische Unterricht hat 
über die gesellschaftliche und politische Wirklichkeit in 
unserem Lande und in Ländern anderer Gesellschaftsord- 
nungen objektiv zu informieren und die Erziehung an den 
Grundwerten unserer Verfassung auszurichten. Dies setzt 
ein klares Bekenntnis der Erzieher zu unserer Verfassung 
voraus, deren Grundwerte und Normen sie zu vermitteln 
haben. Darüber hinaus ist die Information über Ziele und 
Methoden der Gegner unserer freiheitlichen Ordnung not- 
wendig. 

Der Deutsche Bundestag fordert alle Verantwortlichen auf, 
unsere Schulen in den Dienst der Schüler und unsere Hoch- 
schulen wieder ausschließlich in den Dienst der Wissen- 
schaft zu stellen. Die Freiheit von Forschung, Lehre und 
Studium ist unbedingt zu gewährleisten. 

Der staatliche Schulzwang und das tatsächlich nahezu voll- 
ständige Schulmonopol verpflichten den Staat zu welt- 
anschaulicher und politischer Toleranz im schulischen Be- 
reich. Politische Indoktrination im Sinne bestimmter Ideo- 
logien und Meinungen ist daher unzulässig. 

10. Unser Verfassungssystem braucht zu seinem Funktionieren 
demokratische Parteien, die im politischen Kampf mitein- 
ander konkurrieren, die im Gegenüber von Regierung und 
Opposition politische Macht kontrollieren und begrenzen, 
die zugleich aber unbeschadet ihrer unterschiedlichen Ziele 
die Verfassung des Grundgesetzes als ihre gemeinsame 
Grundlage anerkennen und verteidigen und bei der Auf- 
gabe Zusammenwirken, alle politischen Kräfte abzuwehren, 
die die Grundprinzipien dieser Verfassung ablehnen. Die 
im Bundestag vertretenen Parteien bekennen sich ausdrück- 
lich zur Gemeinsamkeit dieser Grundlage und Aufgabe. 


Bonn, den 28. Februar 1975 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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